
Mythos: „Brandschutzdienststellen
entscheiden über Belange des
vorbeugenden Brandschutzes"
Zu Belangen des vorbeugenden Brandschutzes werden Bauherren und Planer immer häufiger an das
„Amt für vorbeugenden Brandschutz" verwiesen. Fragt man bei Architekten nach, so ist der weitaus
größte Teil fest davon überzeugt, dass die abschließende Beurteilung bauordnungsrechtlicher Brand-
schutzfragen nicht beim zuständigen Bauordnungsamt, sondern bei den Brandschutzdienststellen liegt.
Dipl.-lng. Ralf Abraham, Dipl.-lng. Matthias Dietrich, Dipl.-lng. Willy Dittmar, Christopher Biffar
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Abb. 1:Athanasiuskirche, Haus der Regionen - Umbau zu Wohnzwecken

Ein Beispiel: Nachdem der Bauantrag zum
Umbau einer Kirche zu Wohnzwecken

(s. Abb. 1) eingereicht und in Abstimmung
mit Bauaufsicht und Feuerwehr mehrfach
angepasst worden war, erhielt der Bau-
herr von der Bauaufsicht statt der erwarte-
ten Genehmigung eine Mail, wonach dem
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Brandschutzkonzept „aus Sicht des vorbeu-
genden Brand- und Gefahrenschutzes [...]
nicht zugestimmt würde", inklusive einer
ca. zweiseitigen Aufzählung, in der sowohl
weitergehende Anforderungen als auch
Anpassungen an den nicht antragsgegen-
ständlichen Bestand aufgelistet wurden.
Dem Bauherrn wurden drei Möglichkeiten
eingeräumt:

0 sich schriftlich zu äußern,
° die Genehmigungsfähigkeit durch Umpla-
nung herbeizuführen oder

° den Bauantrag zurückzuziehen,

„da wir andernfalls gehalten sind, den Antrag
abzulehnen".
Der Bauherr nutze die Möglichkeit, sich
schriftlich zu äußern, zumal (in Niedersach-
sen seit dem 17.11.2020) Anpassungsverlan-
gen nicht zulässig seien, wenn Wohnraum
geschaffen werde.
Ohne Würdigung der ebenfalls vorgetrage-
nen Sachargumente wurde dem Bauherrn
mitgeteilt, dass seine Antworten nichts an
der bestehenden Einschätzung änderten
und der Bauantrag daher zeitnah abgelehnt
werde. Den [also allen] Bedenken der Feuer-
wehr könne gefolgt werden, Anleiterproben
würden nicht durchgeführt, der Bestands-
schutz werde entfallen etc. Vor die Wahl ge-
stellt, den kompletten Bauantrag zurückzu-
erhalten, sagte der Bauherr noch am selben
Tag zu, den Bauantrag selbst so zu ändern,
dass er den Wünschen der Feuerwehr ent-
spreche.
Außerhalb des dafür vorgesehenen Verfah-
rens verzichtete der Bauherr damit- wie
schon viele Bauwillige vor ihm - aufjedes
Recht des Widerspruchs, da durch eigene
Beantragung Bauanträge nach § 39 (2)
VwVfG nur noch „antragsgemäß" geneh-
migt werden.
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Selbst übertriebenste Anforderungen ent-
ziehen sich so seit Jahren erfolgreich sowohl
einer sachlichen als auch einer gerichtlichen
Klärung. Näheres zum auflagenfreien bzw.
Bypass-Verfahren siehe [1].
Eine Gegenüberstellung der gutachterlichen
Äußerungen der Brandschutzdienststelle mit
der geforderten Anpassung ergab, dass die-
se ohne erkennbare Ermessensentscheidung
1:1 (Copy and Paste) übernommen wurden,
und es stellt sich wieder einmal die grund-
sätzliche Frage: Wer prüft hier eigentlich
wen? Auf welcher Rechtsgrundlage und
nach welchem Maßstab?

lm übertragenen Wirkungskreis
Die Prüfung von Bauanträgen ist Ländersa-
che und wird über das (hier niedersächsi-
sche) Kommunalverfassungsgesetz
(NKomVG) geregelt. Gemäß §4 NKomVG er-
füllen Kommunen diese Aufgabe im über-
tragenen Wirkungskreis, nach Weisung der
Fachaufsichtsbehörden [2].

Fragen an die Fachaufsichtsbehörde
Zur Klärung der tatsächlichen Zuständigkeit
ergingen, anhand 24 ausgewerteter und do-
kumentierter Fälle, in denen Brandschutz-
dienststellen über das dort beschriebene
Bypass- bzw. 1:1-Verfahren oftmals ab-
schließend über Belange des vorbeugenden
Brandschutzes befanden, Anfragen an die
Fachaufsicht, hier das Niedersächsische Mi-
nisterium für Umwelt, Energie, Bauen und
Klimaschutz (MU) [3]. Das MU äußerte sich
wie folgt:
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Abb. 2: Auszug aus dem Impulsvortrag vor dem Landtag zur Novellierung der NBauO 2022

„Es ist nichtAufgabe der Brandschutzprüfe-
rinnen und Brandschutzprüfer bzw. der für
die Brandverhütungsschau bestellten Beschäf-
tigten der Berufsfeuerwehren (Brandschutz-
dienststellen), für Bauaufsichtsbehörden,
die nicht ausreichendmit geeigneten Fach-
kräften besetzt sind, die Beurteilung der
bauordnungsrechtlichen Brandschutzfra-
gen zu übernehmen".
„Die Stellungnahmen der Brandschutz-
dienststellen im Baugenehmigungsverfah-
ren sind gutachterliche Äußerungen einer
sachverständigen Stelle. Über die Berücksich-
tigung von Anregungen und Bedenken der
Brandschutzdienststellen und über vorge-
schlagene Bedingungen oderAuf/agen für

die Baugenehmigung entscheiden daher die
Bauaufsichtsbehörden. Diese tragen auch
die Verantwortung dafür, dass für Bedin-
gungen undAuflagen eine hinreichende
Rechtsgrundlage vorhanden ist". [4]
Diese Klarstellung hatjedoch einen blinden
Fleck, da eine zunehmende Zahl von Sach-
bearbeitern der unteren Bauaufsicht das
(kaum zu widerlegende) Argument vorträgt,
dass sie bauordnungsrechtliche Brand-
schutzfragen nicht prüfen können, und uns
daher auch weiterhin an die vermeintlich zu-
ständige Brandschutzdienststelle verweisen,
um sich dort zu „einigen“ [1].
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Abb 3 Referenzobjekt TuT Schule fur Tanz und Theater
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Abb 4 Brandschutzleıtfaden des Bundes erganzt um Zustandıgkeıten der Feuerwehr

Zum Instrument der Bedenken Anhand eıgener Schutzzıele entstehen h -
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te der Feuerwehrfuhren, wenn nach §33 (3) (s Abb 2) Cb dıe dabeı zugrunde gelegten
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stehen Krıterıen standhalten, darf bezweıfelt wer-

Anfragen an die ARGEBAU
So ergingen zum Thema Rettungsraten an-
hand eines Referenzprojekts (s. Abb. 3) zwei
Anfragen an die Bauministerkonferenz (AR-
GEBAU) [5], [6]. Die Antworten waren auf-
schlussreich:
„Die Schwelle von 100 Personen in Verbin-
dung mit der Bestimmung des § 33 Abs. 3
Satz 2 MBO führt im Umkehrschluss zu dem
Ergebnis, dass grundsätzlich bei Gebäuden
mit Räumen für bis zu 100 Personen die Füh-
rung des zweiten Rettungsweges über Ret-
tungsgeräte der Feuerwehr zulässig ist” [7].
„Die Grundanforderung des § 14 MBO - dass
im Brandfall die Rettung von Menschen mög-
/ich sein muss - ist in der Tat nicht so verste-
hen, dass die erfolgreiche Rettung auch in je-
dem Einzelfall ,garantiert' sein muss. Die ge-
nannte Grundanforderung der MBO stellt ab
auf die Beschaffenheit einer baulichen Anla-
ge, nicht auf die Erfolgsgarantie für eine
Handlung (hier einer Rettungsaktion). [...]
Festzustellen ist aber, dass diese Ermessens-
ausübung Sache der Bauaufsichtsbehörde und
nicht der Brandschutzdienststelle ist” [8].
Diese Einschätzung entspricht damit auch
dem Rd.-Erl. des Niedersächsischen Ministe-
riums für Inneres (MI) vom 07.03.2014: „Die
Prüfung der Eignung des zweiten Rettungs-
weges über Rettungsgeräte der Feuerwehr
obliegt der unteren Bauaufsichtsbehörde”.
„Die Brandschutzprüferinnen, Brandschutz-
prüfer undAbteilungen Vorbeugender Brand-
schutz der Berufsfeuerwehren (Brandschutz-
dienststellen) sollten nur in schwierigen [Ein-
zel-]Fragen [Sonderbauten] Stellungnah-
men erstellen” [9].

Kernkompetenz der Brandschutz-
dienststellen
Wie in Abbildung 4 dargestellt, unterglie-
dert sich die Zuständigkeit im Bauantrags-
verfahren in Belange des vorbeugenden
Brandschutzes und Belange des bekämpfen-
den Brandschutzes, Letztere unstrittig Kern-
kompetenz der Feuerwehr.
Die Aufgaben des „Vorbeugenden Brand-
schutzes" bei den Brandschutzdienststellen
werden im BrandschG Teil 3 spezifiziert und
umfassen folgende Aufgaben:
0 Brandschutzerziehung,
v Brandsicherheitswache und
0 Brandverhütungsschauen,
also durchgängig Aufgaben nach Erteilung
einer Baugenehmigung.
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Doch ungeachtet derartiger Klarstellungen stellen sich immer
wieder Brandschutzdienststellen auf die Stufe von Brandschutz-
prüfingenieuren und erheben Anforderungen, die weit über das
Baurecht hinausgehen, und „das Bauamt geht da mit". Damit
entscheiden sie de facto über Belange des vorbeugenden
Brandschutzes - ohne Qualifikation eines Prüfingenieurs, ohne
Bindung an die Verhältnismäßigkeit, ohne Würdigung des Be-
standes und ohne je in Haftung genommen werden zu können.
Natürlich gibt es auch Brandschutzdienststellen, die sich dem
Positionspapier der Feuerwehr verpflichtet fühlen und sich als
helfende Instanz verstehen - von diesen können wir alle lernen.
Architekten und Brandschutzfachplaner stehen in dieser Ge-
mengelage meist aufverlorenem Posten, zumal wenn deren
Stellungnahmen „nicht akzeptiert werden” (Zitat) und sie für die
unkritische Übernahme von Wünschen der Behörden auch noch
zur Haftung gezogen werden können. Bei dieser „Haftungsver-
schiebung" ist größte Umsicht geboten, siehe BGH-Entschei-
dung [11].

Klärung von Standardfragen
„Es zeigt sich, dass Bauaufsichtsbehörden in vielen Fällen schlicht-
weg überfordert sind und Bedenken der Brandschutzdienststellen
einfach übernehmen. Diese Überforderung ist absolut nachvoll-
ziehbar und ihnen nicht anzulasten. Es wäre vielmehrAufgabe des
Gesetzgebers, die Bewertung im Sinne einer Würdigung von Ret-
tungswegen, einer abstrahierten/generellen Regelung zuzufüh-
ren, die seitens der Exekutive auch im Sinne einer notwendigen
Rechtsklarheit angewendet werden kann. Die bisherigen Regelun-
gen in der Landesbauordnung [wie z. B.] über die Zulässigkeit der
Führungen des zweiten Rettungsweges über Rettungsgeräte der
Feuerwehr [in Niedersachsen ab zehn Personen] bilden dies of-
fensichtlich nichtmehr ab und verführen zu immer weiter gehen-
den, kaum noch hinterfragten Übertreibungen.
Was eine derartige Verfahrensweise aber schlichtweg ,abschnei-
det', ist eine ordnungsgemäße Prüfung des Sachverhaltes nach
den hierfür vorgesehenen Verfahrensweisen des Bauordnungs-
rechts, mithin der Prüfung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit und der entsprechenden Würdigung des Sachverhaltes. Eine
derartige Prüfung findet durch eine bloße Verweisung des Antrag-
stellers zur Brandschutzdienststelle nicht statt, sie kann auch durch
die Brandschutzdienststelle nicht geleistet werden. Die Beteili-
gung der Brandschutzdienststelle führt somit faktisch zu einer
rechtswidrigen Verlagerung der bauordnungsrechtlichen Prüfung
auf eine hierfür nicht vorgesehene Stelle [1]

Zusammenfassung und Ausblick
Brandschutzdienststellen betrachten und bewerten vorrangig
die Seite des abwehrenden Brandschutzes. Plausibilitätsprüfun-
gen und Anmerkungen seitens der Feuerwehr zu Konzeptionie-
rungen im Bereich des vorbeugenden Brandschutzes sind nicht
nur legitim, sondern bei (schwierigen) Sonderbauten auch
selbstverständlich und wünschenswert- gemessen am Maß-
stab der jeweiligen Landesbauordnungen, der gebotenen Ver-
hältnismäßigkeit und Würdigung des Bestandes.
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Aus der angestrebten Entlastung der Bauäm-
ter wird jedoch eine zusätzliche Belastung,
wenn diese mit mehrseitigen Wunschlisten
von Brandschutzdienststellen konfrontiert
werden, deren Rechtmäßigkeit sie Punkt für
Punkt überprüfen müssten - es nach eigener
Aussage aber nicht können. Viele entschei-
den sich daher auch weiterhin für den ver-
meintlich einfacheren Weg und stellen dem
Bauherrn anheim, die vorgetragenen Wün-
sche selbst zu beantragen, wodurch sich
eine Klärung mancher Übertreibungen seit
Jahren sowohl einer fachlichen als auch einer
gerichtlichen Klärung erfolgreich entzieht.

[1] „Außentreppen vs. Rettungsgeräte der Feuerwehr als
zweiter Rettungsweg" DAB 07/2019 Abraham/RA
Till Fischer, *)

[2] Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG),
vom 17.12.2010

Um aus dieser Endlosschleife herauszukom-
men, bedarf es daher auch aufseiten der
Bauaufsicht einer qualifizierten Grundaus-
bildung respektive Weiterbildung im Be-
reich des vorbeugenden Brandschutzes. Für
besonders komplexe Fragestellungen ist
weiterer Sachverstand erforderlich. Darauf
haben etliche Bundesländer frühzeitig re-
agiert und mit der Installation von hochqua

Die Verantwortung, die Erteilung von und
Zuständigkeit für Genehmigungen liegen ad
ultimum bei der genehmigenden Baurechts-
behörde - erkennbar stets daran, wer unter-
schreibt.
Vor allem aber brauchen wir, außerhalb zeit-
kritischer Verfahren, eine neue Kultur des
Dialogs. Kaum hinterfragte Prämissen gehö-

- ren mutig auf den Prüfstand - gemessen an
lifizierten Prüfsachverständigen bzw. Prüfin- den Schutzzielen der MBO bzw. derjeweili-
genieuren schon eine wertvolle Entlastung
der Bauaufsichtsbehörden herbeigeführt.

im Dialog"
[3] Anfrage/Fachaufsichtsbeschwerde der AG Brandschutz

im Dialog an das MU, insbesondere vom 09.11.2019 und
vom 18.01.2020, **)

[4] Antwort des MU vom 24.02.2020, siehe **)
[5] Anfragen an die ARGEBAU vom 21.02.2016 und

vom 09.10.2016 ***)
[6] Anfragen an die ARGEBAU vom 21.02.2016 und

vom 09.10.2016 ***)
[7] Antwort der ARGEBAU vom 06.06.2016 und

vom 21.03.2016, ***)
[8] Antwort der ARGEBAU vom 06.06.2016 und

vom 21.03.2016, ***)
[9] Runderlass des Niedersächsischen Ministeriums

für Inneres (MI) vom 07.03.2014, ***)
[10] Siehe dazu Maurer, § 7 Rn. 23, § 24 Rn. 21 ff., 30;

Schweickhardt/Vondung, Rn. 185 f. und 358 f.
[11] BGH setzt Maßstab: Unwirtschaftliche Brandschutz-

planung führt zu Schadensersatz -Entscheidung vom
15.11.2012-ZU *)

Dipl.-lng. Willy Dittmar
Architekt, bis Oktober 2010 Tätig-
keit im staatlichen Baumanagement
Niedersachen, Fachstelle für öffent- l
liches Baurecht und Brandschutz

*) siehe http://www.brandschutz-im-dialog.coml
veroeffentlichungen/

**) siehe http://www.brandschutz-im-dialog.coml
anfragen-an-die-politik/

***) siehe http://www.brandschutz-im-dialog.com/
anfragen-an-die-bauministerkonferenz/
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